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     Berlin, den 25.06.2010 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Carstensen, 
 
mit großer Besorgnis haben wir erfahren, dass mit der geplanten 
Änderung der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, die 
Gemeinden in eigener Zuständigkeit regeln sollen, wie die 
Aufgabenwahrnehmung zur Verwirklichung der Gleichberechtigung 
von Mann und Frau zu regeln ist. Vor dem Hintergrund der 
desolaten  Haushalte der Gemeinden, würde diese Änderung aus 
unserer Sicht, den schleichenden Ausstieg aus der Hauptamtlichkeit 
der Gleichstellungsbeauftragten  in den Kommunen Vorschub 
leisten. 
 
In Ihrem Grußwort an die Landesarbeitsgemeinschaft der 
hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten Schleswig-Holsteins 
führen Sie sehr treffend aus: 
 „Noch immer existieren Geschlechterbarrieren in unserer 
Gesellschaft. Hier setzen die  Gleichstellungsbeauftragten vor Ort 
an: Sie sorgen für Rahmenbedingungen, in denen Frauen und 
Männer ihre Interessen gleichermaßen verwirklichen können, So 
füllen sie den Geist der Paragrafen mit Leben.  
Dabei verstehen sie sich nicht nur als Vertreterinnen einer 
bestimmten Gruppe von Frauen, sondern als Dienstleisterinnen für 
ihre Stadt und ihre Kommune mit allen Bürgerinnen und Bürgern.“ 
 
 
 
 
 
 

An den 
Ministerpräsidenten 
des Landes  Schleswig-Holstein 
Herrn Peter Harry Carstensen 
Landeshaus 
Düsternbrooker Weg 70 
 
24105 Kiel 
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Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Carstensen,  
 
 
Sie sind bekannt als ein Mann der Tat. Sicher waren Ihre 
Grußworte kein reines Lippenbekenntnis. 
Wir bitten  Sie daher sich dafür einzusetzen, dass  die geplante 
Änderung der GOSH im §2, Abs.3  nicht umgesetzt wird und somit 
die Arbeit der  hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten 
Schleswig-Holstein nicht der Freiwilligkeit überlassen wird. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Heidrun Dräger 
Sprecherin der BAG 


